M.13 Datenschutzrechtliche Einwilligungserklärung von ehrenamtlich/freiwillig Tätigen
Es ist dringend zu empfehlen, in sozialen Organisationen bereits im Vorfeld in einer Datenschutzordnung bzw. in Datenschutzrichtlinien schriftlich festzulegen, welche konkreten Daten bei den Mitgliedern, bei haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeiter*innen sowie bei Dritten in der Organisation erhoben werden und zu welchem konkreten Zweck. Damit erfolgt die Datenerfassung einheitlich und transparent und kann auf eventuelle Verstöße leichter überprüft werden. Wichtig ist in diesem Zusammenhang der Grundsatz der Datenvermeidung (vgl. § 3a BDSG). Danach sollen so wenig personenbezogene Daten wie möglich erhoben und gespeichert werden. Daten, die nicht zwingend für eine funktionierende Mitglieder- bzw. Personalverwaltung erforderlich sind oder zur Erreichung des satzungsgemäßen Vereinszwecks zu erheben sind, dürfen hiernach grundsätzlich nicht abgefragt werden. 
Die Einwilligung gilt gemeinhin als der sicherste Weg für eine rechtmäßige Datenverarbeitung. Deshalb ist es für soziale Organisationen immer sinnvoll, mit Einwilligungen zu arbeiten. Sie wird oft auch als der Königsweg der rechtmäßigen Datenverarbeitung bezeichnet. Die Einwilligung ist in Art. 4 DS-GVO definiert. Näheres zur Einwilligung regelt Art. 7 DS-GVO. Die Einwilligung sollte schriftlich vorliegen, damit sie als Nachweis für eine rechtmäßig erfolgte Datenverarbeitung dienen kann. Sie ist jederzeit widerrufbar. Eine Einwilligung des Betroffenen ist jede freiwillig für einen bestimmten Fall, in informierter Weise und unmissverständlich abgegebene Willensbekundung in Form einer Erklärung oder einer sonstigen eindeutigen bestätigenden Handlung, mit der die betroffene Person zu verstehen gibt, dass sie mit der Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten einverstanden ist. 
Die Einwilligung bedarf nicht zwingend der Schriftform, sie kann auch mündlich, elektronisch oder in Textform erfolgen. Wegen der erforderlichen Nachweisbarkeit bleibt aber die Empfehlung, hierfür wenigstens die Text- oder Schriftform einzuhalten. 
Werden besondere Arten „sensibler“ personenbezogener Daten (also Angaben über die ethnische Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder philosophische Überzeugungen, Gewerkschaftszugehörigkeit, Gesundheit oder Sexualleben) erhoben, verarbeitet oder genutzt, muss sich die Einwilligung ausdrücklich auf diese Daten beziehen.
Einwilligungen, die vor dem 25.05.2018 abgegeben wurden, behalten ihre Gültigkeit, wenn sie den Voraussetzungen der DS-GVO entsprechen, insbesondere die Zwecke benennen und den Hinweis auf die Möglichkeit des jederzeitigen Widerrufs enthalten. 
Musterformular (noch ausstehend) 

